
Da nur die während der Ehe getätigten Ersparnisse 
und die hiervon erworbenen Vermögenswerte Grund­
lage für die Berechnung des .Ausgleichsanspruchs sind 
und da es sich nur um einen Vermögenszuwachs aus 
der beruflichen Tätigkeit des Mannes handeln kann, 
sind bei der Berechnung diejenigen Vermögenswerte 
auszuscheiden, die mit in die Ehe eingebracht wurden, 
wie auch solche, die aus sonstigen Gründen erworben 
wurden, wie im Falle der Erbschaft oder der Schen­
kung26 27 28).

Der familienrechtliche Charakter des Ausgleichs­
anspruchs ist auch der Ausgangspunkt für die Kon­
kretisierung seiner Höhe im Einzelfall. Es wurde schon 
ausgeführt, daß der Anspruch grundsätzlich auf die 
Hälfte des in der Ehe erworbenen Vermögens gerichtet 
ist. Es gibt andererseits verschiedenen Vermögens­
erwerb in der Person des Mannes, der einen beson­
deren Charakter trägt, so daß er nicht als übliches Ein­
kommen aus beruflicher Tätigkeit gewertet werden 
kann. Als Beispiel sei auf den Nationalpreis verwiesen. 
In solchen Fällen kann selbstverständlich keine sche­
matische Halbierung erfolgen. Ebenso muß eigenes Ein­
kommen der Ehefrau berücksichtigt werden, sei es aus 
beruflicher Arbeit, sei es aus der Nutzung ihres eigenen 
Vermögens. Überwiegt die berufliche Tätigkeit, so kann 
dies dazu führen, daß der Frau überhaupt kein Aus­
gleichsanspruch zusteht27).

Das Ergebnis der Entscheidung über den Ausgleichs­
anspruch muß eine Gewährleistung der Gleichberech­
tigung der Ehefrau sein, ohne daß ein nur formales 
Rechenwerk aufgemacht wird. Umstände, die für die 
Ehescheidung maßgebend waren, also hierfür ursäch­
liches Verhalten der Ehegatten, können bei der Bemes­
sung des Ausgleichsanspruchs keine Bedeutung haben28).

Zwei wichtige Fragen sind noch zu beantworten: Ge­
währt die Mitarbeit der Frau im Betrieb des Mannes 
auch einen Ausgleichsanspruch? Und: Ist der Aus­
gleichsanspruch vererblich?

Wenn die Frau im „Betrieb“ des Mannes mitarbeitet 
— es soll hier einmal der allgemeine Begriff „Betrieb“ 
Anwendung finden —, so können zwei verschiedene 
gesellschaftliche Verhältnisse zugrunde liegen, nämlich 
einmal Verhältnisse der kleinen Warenwirtschaft, zum 
anderen kapitalistische Produktionsverhältnisse. Bei 
den Produktionsverhältnissen der kleinen Warenwirt­
schaft stellt sich das Ergebnis der Produktionstätigkeit 
des Betriebsinhabers als Arbeitseigentum dar, bei den 
kapitalistischen Produktionsverhältnissen als kapi­
talistisches Privateigentum. Kapitalistisches Privat­
eigentum ist das Ergebnis der Akkumulation von 
Mehrwert, beruht also nicht auf der Arbeit des Produk­
tionsmitteleigentümers, sondern auf der Ausbeutung 
der beschäftigten Lohnarbeiter. — Diese Beziehungen 
müssen Ausgangspunkt bei der rechtlichen Würdigung 
der Mitarbeit der Ehefrau im Betrieb des Mannes sein.

Für die Mitarbeit im Betrieb der kleinen Waren­
wirtschaft hat das Oberste Gericht einige wichtige 
Grundsätze entwickelt29). Im entschiedenen Falle han­
delte es sich um die Mitarbeit der Ehefrau in dem land­
wirtschaftlichen Betrieb des Mannes, eines werktätigen 
Einzelbauern.

Zunächst ist in jedem Fall der Mitarbeit — sowohl bei 
der kleinen Warenwirtschaft als auch bei kapitalisti­
schen Produktionsverhältnissen — davon auszugehen, daß 
die Frau damit keine Arbeitsverpflichtung gegenüber 
ihrem Manne erfüllt, wie sie in § 1356 BGB festgelegt 
war30). Wenn auch das Oberste Gericht anderweit 
wiederholt den Grundsatz ausgesprochen hat, daß es 
jedem Ehegatten freisteht, ob er zum Aufwand des ge­
meinsamen Haushalts in Form der Arbeit im Haushalt 
oder im Beruf beiträgt, hat es im vorliegenden Falle die 
Mitarbeit der Frau aus der ehelichen Lebensgemein­
schaft abgeleitet, die zur gegenseitigen Hilfe und zum

26) So Insbesondere KG in NJ 1953 S. 183.
27) vgl. hierzu KrG Finsterwalde in NJ 1953 S. 721.
28) So mit Recht BG Leipzig in NJ 1953 S. 566 und Stadt­

gericht von Groß-Berlin in NJ 1955 S. 320.
28) vgl. OG in NJ-RechtspreChungsbeilage 1956 Nr. 2 S. 18.
30) § 1356 Abs. 2 BGB: „Zu Arbeiten im Hauswesen und im

Geschäft des Mannes ist die Frau verpflichtet, soweit eine
solche Tätigkeit nach den Verhältnissen, in denen Ehegatten
leben, üblich ist.“

gegenseitigen Beistand verpflichtet31). Eine solche Hilfe 
und ein solcher Beistand lassen aber die Mitarbeit der 
Ehefrau als eine Arbeit für b e i d e  Eheleute in Er­
scheinung treten, nicht — wie nach dem BGB — nur für 
den Mann. Das mag auch der Ausgangspunkt für 
folgende Feststellungen der genannten Entscheidung 
sein: „Beide Ehegatten haben gemeinsam die Wirtschaft 
versehen, und die dadurch geschaffenen Werte stehen 
ihnen gemeinsam zu, wobei es nicht von Bedeutung ist, 
ob als Eigentümer im Grundbuch der Mann oder die 
Frau eingetragen steht.“ Diese Ausführungen müssen so 
verstanden werden, daß die geschaffenen Werte eine 
Form gemeinschaftlichen Eigentums annehmen.

In der Tat weisen in der Deutschen Demokratischen 
Republik die vermögensrechtlichen Beziehungen der 
Eheleute in der kleinen Warenwirtschaft bei Mitarbeit 
der Ehefrau einige besondere Probleme auf. Das Er­
gebnis der Arbeit der Frau stellt sich als Arbeitseigen­
tum dar. Es würde deshalb dem Charakter dieses Eigen­
tums am meisten entsprechen, wenn das Eigentumsrecht 
im entsprechenden Ausmaße in der Person der Frau ent­
stünde. Entsteht es jedoch in der Person des Mannes, 
dann deshalb, weil er Produktionsmitteleigentümer ist 
■und die Aneignung ausübt. In diesem Umfang nehmen 
die arbeitsmäßigen Beziehungen der Eheleute ehe­
fremden Charakter an. Das würde zunächst die rechts­
politische Forderung begründet erscheinen lassen, die 
Frau Eigentümer werden zu lassen. Dem steht aber ein 
ökonomischer Faktor entgegen: Die auch mittels der 
Arbeitsergebnisse der Frau erworbenen Arbeitsmittel 
und Anbeitsgegenstände werden dem Betrieb des 
Mannes dienstbar gemacht, ihm muß deshalb auch das 
Verfügumgsrecht verbleiben, und die Teilung muß aus­
geschlossen bleiben.

Die Bestimmung der Eigentumsverhältnisse — um die 
Überlegungen des Obersten Gerichts aufzugreifen — 
kann an diesen Beziehungen nicht vorübergehen. Auch 
hier besteht die Schwierigkeit, daß wir diese Fragen 
mit dem Recht des BGB lösen müssen. Welche Wege 
stehen offen?

Am weitestgehenden würde diesen Verhältnissen das 
Gesamthandseigentum gerecht werden können. Es dient 
einem bestimmten Zweck, kennt eine erschwerte Auf­
lösung und untersagt die Verfügung des einzelnen. Aber 
es ist kein allgemeines Rechtsinstitut des Sachenrechts, 
sondern besteht nur in Verbindung mit bestimmten 
anderen Rechtsinstituten. Als ein solches Rechtsinstitut 
käme die Gesellschaft in Betracht. Ihre Bestimmungen 
sind aber für derartige Beziehungen zwischen Eheleuten 
überwiegend unanwendbar, da sie als eine Form zur 
Bildung ständiger Kapitalassoziationen geschaffen 
wurde, die dem Wesen der Ehe geradezu entgegen­
gesetzt ist.

Auch das Miteigentum nach Bruchteilen kann diesen 
Beziehungen nicht gerecht werden. Die notwendige Be­
stimmung des quotenmäßigen Anteils an jedem einzel­
nen Gegenstand, die freie Verfügung der Miteigen­
tümer, der Anspruch auf Aufhebung der Gemeinschaft, 
die Methode der Teilung (in Natur bzw. des Erlöses nach 
Versteigerung) können diesen Lebensverhältnissen 
nicht dienen.

In Betracht käme mithin nur eine Gemeinschaft des 
Eigentums, welche die oben aufgezeigten Besonderheiten 
berücksichtigt, im Zivilrecht der Deutschen Demokrati­
schen Republik jedoch nicht zur Verfügung steht32). Es 
erhebt sich deshalb die Frage, ob die Rechtsprechung 
befugt ist, in Verwirklichung des Prinzips der Gleich­
berechtigung ein derartiges besonderes Rechtsinstitut zu 
entwickeln. Hiergegen bestehen erhebliche Bedenken, 
und zwar deshalb, weil diese Frage auch im Wege der 
Gesetzgebung verschieden gelöst werden kann33) und

31) vgl. hierzu Artzt, Die Rechtsprechung des Obersten 
Gerichts in Zivilsachen, NJ 1956 S. 710 (712).

32) z. B. § 27 des ungarischen Familiengesetzbuchs: Der Er­
werb wird unteilbares, gemeinsames Eigentum, das während 
der Ehe nur durch Richterspruch auf begründeten, überein­
stimmenden Antrag beider Ehegatten aufgelöst werden kann.

33) vgl. z. B. Art. 33, 52 des bulgarischen Gesetzes über die 
Personen und die Ehe: Vermögenssonderung, rechtsgestaltende 
Bestimmung eines Ausgleichs bei Auflösung der Ehe durch 
den Richter unter Beachtung der Arbeit im Beruf und im 
Haushalt. Der Höchstbetrag des Ausgleichs entspricht dem 
Wert des gesetzlichen Erbteils im Zeitpunkt der Erhebung der 
Scheidungsklage.
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